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EDITORIAL

München zieht
die Leute an ...

Das kommt nun wirklich nicht überra-
schend: München ist in Sachen Lebens-
qualität die Nummer 1 in der Bundesre-
publik Deutschland. Das sagt die weltwei-
te Vergleichsstudie der Beratungsgesell-
schaft Mercer, New York, die jedes Jahr
erstellt wird. Dabei wird die Lebensquali-
tät in 230 Großstädten bewertet. Mün-
chen liegt weltweit jetzt auf Rang 4 – hin-
ter der österreichischen Hauptstadt Wien,
der Schweizer Finanzmetropole Zürich
und Neuseelands einziger Millionenstadt,
Auckland. 

Kein Wunder dabei, dass Münchens Le-
bensqualität immer mehr anzieht. Nicht
nur ausländische, sondern insbesondere
auch einheimische Fachkräfte. Bis Ende
2018 soll München die 1,6-Millionen-Leu-
te-Grenze überschritten haben. Zehn Jah-
re später wird sie laut dem Demografie-
Bericht der Stadt sogar auf 1,7 Millionen
ansteigen. Das wäre ein Wachstum im
Vergleich zu jetzt von 13 Prozent. 

Eines ist sicher: In den Städten muss mehr
gebaut werden, ob in München oder an-
derswo. Das ist auch das Ergebnis einer
Studie des Instituts der Wirtschaft Köln.
Die Rheinländer bemängeln, dass im Jahr
2014 nur 245.000 Wohnungen in der
ganzen Republik gebaut worden sind.
55.000 zu wenig! Und nur 66.000 Woh-
nungen entstanden in Städten mit mehr
als 100.000 Bewohnern. Hier hätten es je-
doch mehr als 102.000 Einheiten sein
müssen.

Allein in Berlin müssten bis in fünf Jahren
20.000 neue Wohnungen entstehen. Im
vergangenen Jahr wurden in der Haupt-
stadt aber nur rund 8700 Einheiten ge-
baut. In München ist diese Zahl noch rund
2000 niedriger, in Hamburg waren/sind es
rund 3500 Wohnungen weniger. Und
während nach wie vor junge Leute aus
strukturschwachen Regionen wie dem
Fichtelgebirge, der Eifel oder Teilen Ost-
deutschlands (Sachsen, Thüringen) weg-
ziehen, verschärfen sich bekanntermaßen
die Probleme in den Städten – siehe unter
anderem München ...   

Aber die Wirklichkeit auf dem Bau sieht
anders aus: Die Dynamik bei den Geneh-
migungen hat sich in den ersten sechs Mo-
naten dieses Jahres weiter abgeschwächt.
„Um den Wohnungsbau in den stark
nachgefragten Ballungsräumen wirksam
anzukurbeln, müssen insbesondere die
steuerlichen Rahmenbedingungen rasch
verbessert werden. In den von starker Zu-
wanderung betroffenen Regionen ist zu-
dem ein Sonder-Investitionsprogramm
notwendig, um die dortige Notsituation
zu entschärfen“, sagt etwa Axel Gedasch-
ko (56), Präsident des Bundesverbands
deutscher Wohnungs- und Immobilienun-
ternehmen. Zu diesem Thema empfehle
ich Ihnen auch den Beitrag auf den Seiten
6 und 7 in dieser Ausgabe.

Der GdW hofft daher vor allem auf diese
drei politischen  Maßnahmen. Wie gesagt
Verbesserung der steuerlichen Vorausset-

zungen beim Wohnungsneubau, sprich
bessere steuerliche Abschreibungen.
Zweitens mehr preisgebundene Wohnun-
gen. Drittens Finanzhilfen des Bunds und
der vom starken Zuzug betroffenen Län-
der für den Neubau von 100.000 bezahl-
baren Wohnungen in Regionen mit ange-
spanntem Wohnungsmarkt, verteilt auf
fünf Jahre, jeweils 300 Millionen Euro
jährlich dafür. Die Regelungen für den bis-
herigen „Stadtumbau Ost“ sollten auf ein
bundesweites Programm übertragen wer-
den.

Es ist wünschenswert, wenn die Politik das
Meiste davon aufgreifen würde. Damit
nicht nur München die Leute anzieht ... 

Mit herzlichen Grüßen aus Stuttgart

Ihr

Florian Peter
Redakteur
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Der nachträgliche Ein-
bau eines Kältezählers
erfordert einen enor-
men installationstech-
nischen Aufwand und
ist in bestehenden 
Anlagen nicht ohne 
Betriebsunterbrechung
durchführbar. Mit dem
Einsatz eines Clamp-
On-Ultraschallkälte-

zählers von WDV/Molliné können die benötigten Messdaten
ohne Eingriff in die Leitungsanlage und auch ohne Betriebsun-
terbrechung erfasst werden. Seite 40
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Kommunen und der ÖPNV

Finanzierung
über Umlagen
Die kommunalen Haushalte
steuern auf eine gewaltige
Finanzierungslücke im Öf-
fentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV) zu. Städte,
Landkreise, ÖPNV-Unter-
nehmen und Verkehrsver-
bünde prüfen neue Finan-
zierungsformen, um die an-
stehenden Investitionen fi-
nanzieren zu können. Die
überragende Mehrheit von
80 Prozent favorisiert Um-
lagemodelle, bei denen ne-
ben den tatsächlichen Nut-
zern auch Drittnutzer des
ÖPNV einen Beitrag leisten.
Nur 14 Prozent können sich
dagegen private Formen
der Finanzierung vorstel-
len. Dies ergibt die Studie
„ÖPNV-Trendreport 2015“
von Rödl & Partner.

„In der Finanzierung des ÖPNV
steht eine Trendwende bevor.
Die Kommunen brauchen ei-
nen neuen Finanzierungsmix
für den ÖPNV, um Investitio-
nen stemmen zu können. Dies
betrifft nachholende Sanie-
rung, Erhaltungs- sowie Aus-
bau und Zukunftsinvestitio-
nen. Für die Einbeziehung von
Drittnutzern bestehen aber
hohe rechtliche Hürden. Zu-
dem gibt es gesellschaftliche
Akzeptanzprobleme. Denn
mögliche Drittnutzer leisten
bereits jetzt über die Grund-
steuer, die Gewerbe- und die
Mineralölsteuer einen Bei-
trag“, erklärt der Verkehrsex-
perte Jörg Niemann von Rödl
& Partner, der die Studie
durchgeführt hat. „Überra-
schend ist das klare Votum ge-
gen private Investoren. Hier
dürften auch die schlechten Er-
fahrungen mit PPP-Modellen
mitschwingen. Kommunale
Akteure befinden sich häufig

„nicht auf Augenhöhe“ mit
privaten Investoren, sodass
sich diese Modelle für die Kom-
munen häufig nicht rechnen.“

Die Sicherstellung der künfti-
gen ÖPNV-Finanzierung ist ei-
ne der drängendsten Fragen
der Branche. Bundes- und Lan-
deszuweisungen sind seit Jah-
ren rückläufig. Die Kommunen
sind vielfach an ihrer Belas-
tungsgrenze angelangt. Zu-
dem werden technologische
Entwicklungen im Bereich der
Mobilität zu steigenden Kos-
ten im ÖPNV führen. Verstetigt
sich diese Entwicklung, fehlen
zur Erhaltung des Systems in
zehn Jahren etwa 14 Prozent
des Gesamtbedarfs zuzüglich
der Kosten für nachzuholende
Sanierungen. Rödl & Partner
hat im Trendreport untersucht,
welche Formen der Finanzie-
rung in der Zukunft präferiert
werden. 172 Topentscheider
aus Städten/Landkreisen,
ÖPNV-Unternehmen und Ver-
kehrsverbünden wurden über
die künftige Finanzierung be-
fragt. Die Ergebnisse zeigen
klare Tendenzen auf:

l Über 90 Prozent der Be-
fragten messen möglichen
neuen Finanzierungsfor-
men eine hohe bis sehr ho-
he Bedeutung bei.

l Mehr als 80 Prozent befür-
worten Umlagemodelle als
dritte Säule der ÖPNV-Fi-
nanzierung. Diese Umlage-
modelle sollen den beste-
henden Finanzierungsmix
aus Nutzerfinanzierung
und öffentlicher Ko-Finan-
zierung ergänzen.

l Eine klare Absage erteilt die
Branche einem fahrschein-
losen ÖPNV. Lediglich 1,2
Prozent sprachen sich da-

für aus. Das von der Pira-
ten-Partei favorisierte Mo-
dell ist aus Sicht der Bran-
che ungeeignet.

l Unterschiedliche Auffas-
sungen bestehen bei der
Eignung konkreter Vorha-
ben wie etwa Bürgerticket,
Umwelt- oder Parkraum-
abgabe sowie die Citymaut
oder eine Ausweitung der
Grundsteuer.

l Private Finanzierungsmo-
delle werden künftig keine
entscheidende Rolle spie-
len. Lediglich 14 Prozent
der Befragten sprachen sich
für Einbeziehung privater
Finanzierungsformen aus.
Damit präferiert die Bran-
che einen anderen Ansatz
als die Bundesregierung.

Kennwort: ÖPNV

Der Öffentliche Personennahverkehr belastet die Haushalte 
der Kommunen immer mehr. Neue Modelle der Finanzierung
müssen her.
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